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Nationales Recht



Bundes-Verfassungsgesetz
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)
StF: BGBl. Nr. 1/1930 (WV) idF BGBl. I Nr. 24/2020 (B-VG)

Inhaltsverzeichnis

Art. 9 - 9a....................................................................................................................................................6
Art. 16.........................................................................................................................................................6

E. Mitwirkung des Nationalrates und des Bundesrates an der Vollziehung des Bundes
Art. 50.........................................................................................................................................................6
Art. 65 - 66..................................................................................................................................................7

[...]
Artikel 9. (1) Die allgemein anerkannten Regeln

des Völkerrechtes gelten als Bestandteile des Bundes-
rechtes.

(2) Durch Gesetz oder durch einen gemäß Art. 50
Abs. 1 genehmigten Staatsvertrag können einzelne
Hoheitsrechte auf andere Staaten oder zwischenstaat-
liche Einrichtungen übertragen werden. In gleicher
Weise können die Tätigkeit von Organen anderer Staa-
ten oder zwischenstaatlicher Einrichtungen im Inland
und die Tätigkeit österreichischer Organe im Ausland
geregelt sowie die Übertragung einzelner Hoheits-
rechte anderer Staaten oder zwischenstaatlicher Ein-
richtungen auf österreichische Organe vorgesehen
werden. Dabei kann auch vorgesehen werden, dass ös-
terreichische Organe der Weisungsbefugnis der Orga-
ne anderer Staaten oder zwischenstaatlicher Einrich-
tungen oder diese der Weisungsbefugnis österreichi-
scher Organe unterstellt werden.

Artikel 9a. (1) Österreich bekennt sich zur umfas-
senden Landesverteidigung. Ihre Aufgabe ist es, die
Unabhängigkeit nach außen sowie die Unverletzlich-
keit und Einheit des Bundesgebietes zu bewahren, ins-
besondere zur Aufrechterhaltung und Verteidigung der
immerwährenden Neutralität. Hiebei sind auch die
verfassungsmäßigen Einrichtungen und ihre Hand-
lungsfähigkeit sowie die demokratischen Freiheiten
der Einwohner vor gewaltsamen Angriffen von außen
zu schützen und zu verteidigen.

(2) Zur umfassenden Landesverteidigung gehören
die militärische, die geistige, die zivile und die wirt-
schaftliche Landesverteidigung.

(3) Jeder männliche Staatsbürger ist wehrpflichtig.
Staatsbürgerinnen können freiwillig Dienst im Bun-
desheer als Soldatinnen leisten und haben das Recht,
diesen Dienst zu beenden.

(4) Wer die Erfüllung der Wehrpflicht aus Gewis-
sensgründen verweigert und hievon befreit wird, hat
die Pflicht, einen Ersatzdienst (Zivildienst) zu leisten.

[...]
Artikel 16. (1) Die Länder können in Angelegenhei-

ten, die in ihren selbständigen Wirkungsbereich fallen,

Staatsverträge mit an Österreich angrenzenden Staaten
oder deren Teilstaaten abschließen.

(2) Der Landeshauptmann hat die Bundesregierung
vor der Aufnahme von Verhandlungen über einen sol-
chen Staatsvertrag zu unterrichten. Vor dessen Ab-
schluss ist vom Landeshauptmann die Zustimmung
der Bundesregierung einzuholen. Die Zustimmung
gilt als erteilt, wenn die Bundesregierung nicht binnen
acht Wochen von dem Tage, an dem das Ersuchen
um Zustimmung beim Bundeskanzleramt eingelangt
ist, dem Landeshauptmann mitgeteilt hat, dass die Zu-
stimmung verweigert wird. Die Bevollmächtigung zur
Aufnahme von Verhandlungen und der Abschluss des
Staatsvertrages obliegen dem Bundespräsidenten auf
Vorschlag der Landesregierung und mit Gegenzeich-
nung des Landeshauptmannes.

(3) Auf Verlangen der Bundesregierung sind Staats-
verträge nach Abs. 1 vom Land zu kündigen. Kommt
ein Land dieser Verpflichtung nicht rechtzeitig nach,
so geht die Zuständigkeit dazu auf den Bund über.

(4) Die Länder sind verpflichtet, Maßnahmen zu
treffen, die in ihrem selbständigen Wirkungsbereich
zur Durchführung von Staatsverträgen erforderlich
werden; kommt ein Land dieser Verpflichtung nicht
rechtzeitig nach, so geht die Zuständigkeit zu solchen
Maßnahmen, insbesondere zur Erlassung der notwen-
digen Gesetze, auf den Bund über. Eine gemäß dieser
Bestimmung vom Bund getroffene Maßnahme, insbe-
sondere ein solcherart erlassenes Gesetz oder eine sol-
cherart erlassene Verordnung, tritt außer Kraft, sobald
das Land die erforderlichen Maßnahmen getroffen hat.

(5) Ebenso hat der Bund bei Durchführung von
Staatsverträgen das Überwachungsrecht auch in sol-
chen Angelegenheiten, die zum selbständigen Wir-
kungsbereich der Länder gehören. Hiebei stehen dem
Bund die gleichen Rechte gegenüber den Ländern zu
wie bei den Angelegenheiten der mittelbaren Bundes-
verwaltung (Art. 102).

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch BGBl. Nr. 1013/
1994)

[...]

1. B-VG | Art 9 - Art 50
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E. Mitwirkung des Nationalrates und des Bundes-
rates an der Vollziehung des Bundes

Artikel 50. (1) Der Abschluss von

1. politischen Staatsverträgen und Staatsverträgen, die
gesetzändernden oder gesetzesergänzenden Inhalt
haben und nicht unter Art. 16 Abs. 1 fallen, sowie

2. Staatsverträgen, durch die die vertraglichen Grund-
lagen der Europäischen Union geändert werden,

bedarf der Genehmigung des Nationalrates.
(2) Für Staatsverträge gemäß Abs. 1 Z 1 gilt darüber

hinaus Folgendes:

1. Sieht ein Staatsvertrag seine vereinfachte Änderung
vor, so bedarf eine solche Änderung nicht der Ge-
nehmigung nach Abs. 1, sofern sich diese der Na-
tionalrat nicht vorbehalten hat.

2. Insoweit ein Staatsvertrag Angelegenheiten des
selbständigen Wirkungsbereiches der Länder regelt,
bedarf er der Zustimmung des Bundesrates.

3. Ist ein Staatsvertrag in mehr als zwei Sprachen au-
thentisch festgelegt worden, reicht es aus, wenn die
Genehmigung nach Abs. 1

a) auf der Grundlage von zwei authentischen
Sprachfassungen und einer Übersetzung in die
deutsche Sprache,

b) wenn jedoch die deutsche Sprachfassung au-
thentisch ist, auf der Grundlage dieser und ei-
ner weiteren authentischen Sprachfassung

erfolgt.

4. Anlässlich der Genehmigung eines Staatsvertrages
kann der Nationalrat beschließen, in welchem Um-
fang dieser Staatsvertrag durch Erlassung von Ge-
setzen zu erfüllen ist.
(3) Auf Beschlüsse des Nationalrates nach Abs. 1

Z 1 und Abs. 2 Z 4 ist Art. 42 Abs. 1 bis 4 sinngemäß
anzuwenden.

(4) Staatsverträge gemäß Abs. 1 Z 2 dürfen unbe-
schadet des Art. 44 Abs. 3 nur mit Genehmigung des
Nationalrates und mit Zustimmung des Bundesrates
abgeschlossen werden. Diese Beschlüsse bedürfen je-
weils der Anwesenheit von mindestens der Hälfte der
Mitglieder und einer Mehrheit von zwei Dritteln der
abgegebenen Stimmen.

(5) Der Nationalrat und der Bundesrat sind von der
Aufnahme von Verhandlungen über einen Staatsver-
trag gemäß Abs. 1 unverzüglich zu unterrichten.

[...]
Artikel 65. (1) Der Bundespräsident vertritt die Re-

publik nach außen, empfängt und beglaubigt die Ge-
sandten, genehmigt die Bestellung der fremden Kon-
suln, bestellt die konsularischen Vertreter der Repu-
blik im Ausland und schließt die Staatsverträge ab.

Er kann anlässlich des Abschlusses eines nicht unter
Art. 50 fallenden Staatsvertrages oder eines Staatsver-
trages gemäß Art. 16 Abs. 1, der weder gesetzändernd
noch gesetzesergänzend ist, anordnen, dass dieser
Staatsvertrag durch Erlassung von Verordnungen zu
erfüllen ist.

(2) Weiter stehen ihm - außer den ihm nach anderen
Bestimmungen dieser Verfassung übertragenen Be-
fugnissen - zu:

a) die Ernennung der Bundesbeamten, einschließlich
der Offiziere, und der sonstigen Bundesfunktionäre,
die Verleihung von Amtstiteln an solche;

b) die Schaffung und Verleihung von Berufstiteln;

c) für Einzelfälle: die Begnadigung der von den Ge-
richten rechtskräftig Verurteilten, die Milderung
und Umwandlung der von den Gerichten ausge-
sprochenen Strafen, die Nachsicht von Rechtsfol-
gen und die Tilgung von Verurteilungen im Gna-
denweg, ferner die Niederschlagung des strafge-
richtlichen Verfahrens bei den von Amts wegen zu
verfolgenden strafbaren Handlungen;

d) die Erklärung unehelicher Kinder zu ehelichen auf
Ansuchen der Eltern.
(3) Inwieweit dem Bundespräsidenten außerdem

noch Befugnisse hinsichtlich Gewährung von Ehren-
rechten, außerordentlichen Zuwendungen, Zulagen
und Versorgungsgenüssen, Ernennungs- oder Bestäti-
gungsrechten und sonstigen Befugnissen in Personal-
angelegenheiten zustehen, bestimmen besondere Ge-
setze.

Artikel 66. (1) Der Bundespräsident kann das ihm
zustehende Recht der Ernennung von Bundesbeamten
bestimmter Kategorien den zuständigen Mitgliedern
der Bundesregierung übertragen und sie ermächtigen,
ihrerseits diese Befugnis für bestimmte Kategorien
von Bundesbeamten an ihnen nachgeordnete Organe
weiter zu übertragen.

(2) Der Bundespräsident kann zum Abschluss be-
stimmter Kategorien von Staatsverträgen, die weder
unter Art. 16 Abs. 1 noch unter Art. 50 fallen, die
Bundesregierung oder die zuständigen Mitglieder der
Bundesregierung ermächtigen; eine solche Ermächti-
gung erstreckt sich auch auf die Befugnis zur Anord-
nung, dass diese Staatsverträge durch Erlassung von
Verordnungen zu erfüllen sind.

(3) Der Bundespräsident kann zum Abschluss von
Staatsverträgen nach Art. 16 Abs. 1, die weder gesetz-
ändernd noch gesetzesergänzend sind, auf Vorschlag
der Landesregierung und mit Gegenzeichnung des
Landeshauptmannes die Landesregierung ermächti-
gen; eine solche Ermächtigung erstreckt sich auch auf
die Befugnis zur Anordnung, dass dieser Staatsvertrag
durch Erlassung von Verordnungen zu erfüllen ist.

Art 65 - Art 66 | 1. B-VG
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Neutralitätsgesetz
Bundesverfassungsgesetz vom 26. Oktober 1955 über die Neutralität Österreichs.
StF: BGBl. Nr. 211/1955 idF BGBl. Nr. 211/1955 (BVG Neutralität)

Artikel I.
(1) Zum Zwecke der dauernden Behauptung seiner

Unabhängigkeit nach außen und zum Zwecke der Un-
verletzlichkeit seines Gebietes erklärt Österreich aus
freien Stücken seine immerwährende Neutralität. Ös-
terreich wird diese mit allen ihm zu Gebote stehenden
Mitteln aufrechterhalten und verteidigen.

(2) Österreich wird zur Sicherung dieser Zwecke in
aller Zukunft keinen militärischen Bündnissen beitre-

ten und die Errichtung militärischer Stützpunkte frem-
der Staaten auf seinem Gebiete nicht zulassen.

Artikel II.
Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungsge-

setzes ist die Bundesregierung betraut.

2. BVG Neutralität | Art 1 - Art 2
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